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daß im Interesse der Verfolgten selbst und auch im 
Interesse des Entschädigungspflichtigen die Entschädi­
gung als solche zu einem möglichst schnellen Abschluß 
gebracht werden muß* Deswegen hat der Gesetzgeber einen
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'm Hinblick auf die Interessen der Allgemeinheit kann ihm
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